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- Bevcllmachtigte' Rechtsanwalts Dr Kauß å Weingart
Herrenstraße 62 N098 Freiburg

gegen § 22 a cles Pctizeigesetzes ['F'c›FfC3} des Landes Baclen-Wurttemberg. eıngefuhrt
clurch Gesetz vom 18 Ncuernber 2008 {`GEi S 390). nehme ich fur die Landesregierung
ucn Baden-Wurtternberg erganzencl wie fclgt Stellung.
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Zu 1.:

In den Datenabgleich gemäß § 22a Abs. 2 PolG BW werden ausschließlich Kraftfahrzeuge
(mit Kfz-Kennzeichen) und Kfz-Kennzeichenschilder einbezogen - keine anderen Sachen
oder Personen. Der Abgleichdatenbestand variiert nicht je nach Zweck der Aufstellung des
Kennzeichenlesesystems im konkreten Einsatzfall. Der Abgleich beschränkt sich jedoch
immer auf die im § 22a Abs. 2 Satz 3 PolG BW vorgesehenen Zwecke. Datengrundlage
sind die im Schengener Infomıationssvstem (SIS) und im Polizeilichen Informationssystem
(INPOL) zur Fahndung ausgeschriebenen Kfz-Kennzeichen.

Zu 2.:

Die ldentitatsfeststellung (sowie ggf. die Durchsuchung des Fahrzeugs und mitgeführter
Sachen [vgl. § 30 Nr. 6 und 7 PolG BW]) an einer von der Polizei zum Zwecke der Fahn-
dung nach Straftatern eingerichteten Kontrollstelle (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW) dient, an-
ders als die zur Verfolgung bestimmter Straftaten eingerichtete Kontrollstelle nach § 111
StPO, insbesondere präventiv-polizeilichen Zwecken, namlich der Gefahrenabwehr sowie
der Verhütung von Straftaten und nicht allein der ereignisunabhängigen Fahndung nach
Straftätern (WürtenbergerfHeckmannfTanneberger, Polizeirecht in Baden-Württemberg,
Y. AuÀ. 2017, Rn. 142, 147; Zeidlerffrurnit, Polizeirecht für Baden-Württemberg, 3. AuÀ..
2014, Rn. 3?7; insoweit unzutreffend Rachor, in: Liskenrüenninger, Handbuch des Polizei-
rechts, 5. AuÀ. 2012, Rn. 352). Das Land verfügt auch über die Regelungskompetenz für
die ldentitätsfeststellung an Kontrollstellen zu präventiv-polizeilichen Zwecken.

Die Lander haben nach Art. ?0 Abs. 1 GG die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz
für das Polizei- und Ordnungsrecht, soweit die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung nicht als Teil einer bundesgesetzlich geregelten Sachmaterie gesetzlich
bestimmt, sondern der alleinige und unmittelbare Gesetzeszweck ist (BVerfGE 8, 143
[150]; ZB, 274 [3B6 f.]; 109, 190 [215]). Die Zuordnung zu einem Kompetenzbereich hängt
vom Gegenstand der jeweiligen Regelung (BVerfGE 68, 319 [32? f.]; ??, 308 [329]), ihrem
Zweck und ihrer Wirkung, den Normadressaten sowie der Verfassungstradition unter Be-
rücksichtigung der bisherigen Staatspraxis ab (vgl. BVerfGE 121, 30 [4?]; Weides, Der
Jugendmedienschutz im Filmbereich, NJW198?, 224, [231]). Die Ermächtigung zur Identi-
tatsfeststellung an einer von der Polizei zum Zwecke der Fahndung nach Straftatern ein-
gerichteten Kontrollstelle kann auf die Residualkompetenz der Länder (Art. ?0 Abs. 1 GG)
gestützt werden, da sie nach ihrem Schwerpunkt der Abwehr allgemeiner, nicht spezialge-
setzlich geregelter Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung dient.
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Mit der ldentitatsfeststellung an einer von der Polizei zur Fahndung nach Straftätern einge-
richteten Kontrollstelle (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW) zum Zwecke der Gefahrenabwehr wird
das Ziel verfolgt, die Begehung, Fortsetzung oder Beendigung von Straftaten zu verhin-
dern. Von praktischer Bedeutung ist dies vor allem irn Vorfeld von Großdemonstrationen
(zur Rechtsgrundlage [§ 15 Abs. 1 VersG i. V. m. § 26 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PolG BW]
vgi. ZeidlerfTrumit, Polizeirecht für Baden-Württemberg, 3. Aufl.,'2014, Rn. 379 w. w. N.]),
bei denen gewalttätige Ausschreitungen zu besorgen sind. Hier kann durch die Maßnah-
me die Anreise militanter Teilnehmer verhindert werden (vgl. etwa VG Würzburg NJW
1960, 2541; OVG Münster NVwZ 1962, 46; VG Braunschweig NVwZ 1966, 662; VG
Schleswig NVwZ-RR 1990, 190). Der Gefahrenabwehr dient die ldentitätsfeststellung dar-
über hinaus etwa auch, wenn der Polizei bekannt wird, dass voraussichtlich über einen
bestimmten Grenzübergang eine Gruppe von Rauschgifthändlern einreisen wird, oder
wenn Erkenntnisse dafür vorliegen, dass auf eine bestimmte Einrichtung ein terroristischer
Anschlag geplant ist (vgl. Stephanfüeger, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 7. AuÀ.
2014, § 26 Rn. 16 m. w. N. sowie Rachor, in: Liskenrüenninger, Handbuch des Polizei-
rechts, 5. AuÀ. 2012, Rn. 347).

Angesichts der Eingriffsintensität können ldentitätsfeststellungen in den dargestellten Fäl-
len, in denen eine Vielzahl von Personen betroffen wird, nicht bereits auf der Grundlage
von § 26 Abs. 1 Nr. 1 PolG BW getroffen werden. Andernfalls würde § 26 Abs. 1 Nr. 4
Po|G BW (entsprechendes gilt für § 26 Abs. 1 Nr. 5 PolG BW) leerlaufen (Stephanfüeger,
Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 7. AuÀ. 2014, § 26 Rn. 11; a. A. Schenke, Polizei-
und Ordnungsrecht, 9. AuÀ. 2016, Rn. 119). Unabhängig von der Frage der Eingriffsinten-
sität ist zu berücksichtigen, dass die Personenfeststellung nach § 26 Abs. 1 Nr. 1 PolG
BW nur gegenüber einem Storer nach §§ 6, Y PolG BW getroffen werden, gegenüber dem
Nichtstorer nach § 9 PolG BW nur unter den qualifizierten Voraussetzungen des polizeili-
chen Notstandes (VGH BW, Urt. v. 14.12.2010 - 1 S 336f10 -juris Rn. 25; Stephanfüeger,
Polizeigesetz für Baden-Württemberg, Y. AuÀ. 2014, § 26 Rn. 11; Belzr'MußmannfKah-
lertfSander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 6. AuÀ. 2015, § 26 Rn. 5). Auch cles-
halb regelt § 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW nicht eine Befugnis, die sich bereits aus § 26 Abs. 1
Nr. 1 PolG BW ergibt (so aber Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 9. AuÀ. 2016.
Rn.119)

lm Vorfeld einer Gefahr, also zur Verhütung von Straftaten, darf die Polizei die Identität
von Personen an einer von ihr zum Zwecke der Fahndung nach Straftätem eingerichteten
Kontrollstelle (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW) feststellen, wenn bei entsprechender Lagebeur-
teilung auf der Basis polizeilichen Erfahrungswissens Anhaltspunkte darauf hinweisen,
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dass in einem örtlich mehr oder weniger begrenzten Bereich Personen in absehbarer Zeit
die Absicht haben, Straftaten zu begehen (vgi. Stephani'Deger, Polizeigesetz für Baden-
Württemberg, 7. AuÀ. 2014, § 26 Rn. 19). Tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass die
ldentitatsfeststellung zur Ergreifung gesuchter Personen führen wird, sind nicht erforder-
lich.

Einer Ermächtigung zur ldentitätsfeststellung an einer von der Polizei zum Zwecke der
Fahndung nach Straftätern eingerichteten Kontrollstelle steht § 6 EGStPO nicht entgegen.
Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus § 111 StPO. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG räumt dem
Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das Strafprözessrecht ein. Die
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Strafprozessrecht nach
dieser Norm beschränkt sich nicht auf die Durchführung des auf eine bestimmte Straftat
gerichteten Em1ittIungsverfahrens. Sie erstreckt sich auch auf polizeiliche Strafverfol-
gungsmaßnamen, die keinen Bezug zu bestimmten Straftaten aufweisen, wie z. B. die
Strafverfolgungsvorsorge und die ereignisunabhängige Fahndung. Nach Art. 72 Abs. 1 GG
haben die Lander im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung die Befugnis zur Ge-
setzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht
durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Ein Gebrauchmachen im Sinne dieser Vorschrift
liegt nicht nur dann vor, wenn der Bund eine Regelung getroffen hat. Auch in dem ab-
sichtsvollen Unterlassen einer Regelung kann ein Gebrauchmachen von einer Bundeszu-
standigkeit liegen, welche dann insoweit eine Sperıwirkung für die Länder erzeugt (vgl.
BVerfGE 32, 319 [32? f.]; 96, 265 [300]; 113, 346 [3?2 f.]). Außerdem darf sich ein Lan-
desgesetzgeber zu einem erkennbar gewordenen Willen des Bundesgesetzgebers, zu-
sätzliche Regelungen auszuschließen, nicht in Widerspruch setzen, selbst wenn er das
Bundesgesetz - gemessen an höherrangigen Grundrechtsverbürgungen - wegen des Feh-
lens der Regelung für unzureichend hält (vgl. BVerfGE 32, 319 [32?]; 65, 134 [14?]; 96,
265 [300]; 109, 190 [230]; 113, 346 [3?2 f.]; BVerfG, Beschl. v. 15.10.2014 - 2 BvR 920.114
-juris Rn. 10). Der Bund hat mit § 111 StPO von seiner Gesetzgebungskompetenz für das
Strafprozessrecht nur insoweit Gebrauch gemacht, als es sich um Kontrollstellen im An-
schluss an konkrete einzelne Straftaten zur Ergreifung des Täters oder zur Sicherstellung
von Beweismitteln handelt. Darin liegt nur die punktuelle Regelung einer speziellen Befug-
nis zur Strafverfolgung, aber keine abschließende. landesrechtliche Normen ausschlie-
ßende Regelung der allgemeinen, ereignisunabhangigen Fahndung (Belzi'Muß-
mannfKahlert.›'Sander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 6. AuÀ. 2015, § 26 Rn. 13;
Kurth, ldentitätsfeststellung, Einrichtung von Kontrollstellen und Gebäudedurchsuchung
nach neuem Recht, NJW 19?9, 13?? [1362]; Rachor, in: LiskenfDenninger, Handbuch des
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Polizeirechts, 5. AuÀ. 2012, Rri. 352; a. A. Säühs. Vel'fGH, Urt. v. 10.07.2003 - Vf. 43-ll-00
- S. 54 f.).

Daraus folgt, dass § 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW (entsprechendes gilt für § 26 Abs. 1 Nr. 5
PolG BW) im Regelungsbereich des § 111 StPO nicht anwendbar ist (BelzfMuß-
mannlKahlertlSander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 6.' AuÀ. 2015, § 26 Rn. 13;
Rachor, in: Liskeni'Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 5. AuÀ. 2012, Rn. 352). Ent-
scheidend für die rechtliche Einordnung der ldentitätsfeststellung an einer Kontrollstelle ist,
welcher Zweck (Gefahrenabwehr oder Strafverfolgung) dabei überwiegt (vgl. BVerwGE
47, 255 (265); VGH BW NVwZ-RR 1969, 412 (413); 2005, 540;
Belzl'MußmannrKahlertlSander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 6. AuÀ. 2015, § 26
Rn. 13; StephanfDeger, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 7. AuÀ. 2014, §26 Rn. 21).

Kontrollstellen im Sinne des § 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW werden als präventive Maßnahme
beispielsweise im Rahmen von Fahndungsaktionen zum Zweck der allgemeinen (ereig-
nisunabhängigen) Fahndung nach Straftätem eingerichtet. Repressive Kontrollstellen im
Sinne des § 111 StPO werden in der Regel im Rahmen von Ringalarmfahndungen, bei-
spielsweise bei schweren Raubüberfällen, durchgeführt.

Die ldentitätsfeststellung innerhalb eines von der Polizei zur Fahndung nach Personen, die
als Täter oder Teilnehmer eine der in § 100a StPO genannten Straftaten, einen strafbaren
Versuch oder strafoare Vorbereitungshandlung begangen haben, eingerichteten Kontroll-
bereichs ermöglicht- im Unterschied zur ldentitätsfeststellung an einer einzelnen Kontroll-
stelle - die Durchführung der Maßnahme innerhalb eines ganzen Gebiets (Straßenzug,
Stadtviertel, Plätze) zur Verhinderung schwerer Straftaten, nicht aber zu den von § 111
StPO erfassten Zwecken (Zeidlerffrumit, Polizeirecht für Baden-Württemberg, 3. AuÀ.,
2014, Rn. 363). Wegen des schwenviegenderen Eingriffs sind an die ldentitätsfeststellung
innerhalb eines Kontrollbereichs nach § 26 Abs. 1 Nr. 5 PolG BW strengere Anforderun-
gen geknüpft als an die ldentitätsfeststellung an einer einzelnen Kontrollstelle nach § 26
Abs. 1 Nr. 4 PolG BW. Ebenso wie die ldentitätsfeststellung an einer von der Polizei zum
Zwecke der Fahndung nach Straftätem eingerichteten Kontrollstelle (§ 26 Abs. 1 Nr. 4
PolG BW) dient die ldentitätsfeststellung innerhalb eines Kontrollbereichs nach § 26
Abs.1 Nr. 5 PolG BW primär präventiv-polizeilichen Zwecken (BelzlfMußmann.fKah-
lertfSander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 6. AuÀ. 2015, § 26 Rn. 13, 19; Zeid-
ler!Trurnit, Polizeirecht für Baden-Württemberg, 3. AuÀ., 2014, Rn. 363; a. A. Rachor, in:
Liskenrüenninger, Handbuch des Polizeirechts, 5. AuÀ. 2012, Rn. 352; Würtenber-
ger.fHeckmannf'I'anneberger, Polizeirecht in Baden-Württemberg, 7. AuÀ. 2017, Rn. 146).
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Kontrollstellen werden zum Zweck der allgemeinen (ereignisunabhängigen) Fahndung
nach Straftätern unterschiedlicher Art, beispielsweise im Bereich der Eigentums- und
Schleusungskriminalität, durchgeführt. Konkrete Anhaltspunkte auf entsprechende Strafta-
ten ergeben sich beispielsweise aus regelmäßigen Lagebildanalvsen und polizeilichem
Erfahrungswissen. Statistische Daten zur Häu¿gkeit der Einrichtung von Kontrollstellen
werden nicht erfasst. '

Die Landespolizei Baden-Württemberg besitzt derzeit nur ein automatisches Kennzei-
chenerfassungssvstem (AKLS). Das Gerät wurde bislang einmal im Rahmen einer Kon-
trollstelle gem. § 26 Abs. 1 Nr. 4 PolG BW bei der länderübergreifenden gemeinsamen
Schwerpunktfahndungs- und Kontrollaktion zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchs-
diebstahls am 10. März 2017 durch das Polizeipräsidium Ludwigsburg versuchsweise ein-
gesetzt. Der eintägige teilstationäre Einsatz wurde im Bereich der Zufahrt zu einer Tank-
und Rastanlage auf der BAB 6 durchgeführt. Ein zeitnaher halbjähriger Pilotbetrieb des
AKLS bei den Verkehrspolizeidirektionen in Stuttgart (Polizeipräsidium Ludwigsburg) und
Weinsberg (Polizeipräsidium Heilbronn) ist vorgesehen.
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